
Wechselwahlk�mpfe
Parteien im Spagat zwischen Stamm- und immer mehr Wechselw�hlern

Der Anteil an Wechselw�hlern bei Bundestags-
wahlen ist kontinuierlich gestiegen. Auch das kurz-
fristige Wechseln der Parteipr�ferenzen in der Vor-
wahlzeit hat zugenommen. Ergebnisse aus WZB-
Bundestagswahlstudien f�r 2002 und 2005 zeigen,
dass bis zu 47 Prozent der W�hler ihre Pr�ferenzen
w�hrend des Wahlkampfes �nderten. Abnehmende
Stammw�hlerschaften und rasant gestiegene Wech-
selw�hleranteile verlangen den Parteien mehr und
mehr einen Spagat zwischen ihren Stammw�hlern
und den flexiblen W�hlern ab.

Die Bundestagswahl 2005 war aus mindes-
tens zwei Gr�nden eine besondere Wahl:
Nach 1972 und 1983 war sie die dritte vorge-
zogene Neuwahl und f�hrte zum zweiten Mal
in der Geschichte der Bundesrepublik zu
einer Großen Koalition. Weniger Aufmerk-
samkeit hat die Tatsache auf sich gezogen,
dass der Anteil der Wechselw�hler noch nie
so hoch war wie bei dieser Wahl. Damit liegt
die Bundestagswahl 2005 im Trend. Denn
der hohe Wechselw�hleranteil ist kein her-
vorstechendes Merkmal allein der Bundes-
tagswahl 2005, sondern ein vorl�ufiger H�-
hepunkt einer Entwicklung, die seit Ende der
1980er Jahre zu beobachten ist. Ob die Zahl
der Wechselw�hler weiter steigen wird, ist
schwer abzusch�tzen. Aber ein Zur�ck zur
Stabilit�t des Wahlverhaltens in den 1970er

und 1980er Jahren ist unwahrscheinlich.
Wechselw�hler sind zu einer Herausforde-
rung f�r die politischen Parteien geworden
und werden es bleiben; damit ver�ndern sich
die Grundlagen des politischen Wettbewerbs
nachhaltig.

Die Art des Parteienwettbewerbs unterliegt
schon l�ngere Zeit einem Wandel. Die Pro-
fessionalisierung von Wahlk�mpfen mithilfe
von PR-Experten und ihre „Entertainisie-
rung“ haben auch in Deutschland Einzug ge-
halten. Den Massenmedien kommt eine im-
mer gr�ßere Rolle f�r die Selbstdarstellung
der politischen Akteure und f�r die Fest-
legung der politischen Tagesordnung zu; die
Bedeutung des Internet als Selbstdarstel-
lungsmedium und Forum f�r die Kom-
munikation zwischen Parteien und W�hlern
w�chst rasant. Ob diese ver�nderten Strate-
gien der Parteien Reaktion auf die Ver�n-
derung der W�hlerstrukturen und des Wahl-
verhaltens sind oder ob sie selbst zu h�herer
Entscheidungsflexibilit�t bei den W�hlern
gef�hrt haben, ist nicht eindeutig zu beant-
worten. Einerseits bedeuten ver�nderte
Wahlk�mpfe ver�nderte Informationen und
neue Anreize f�r die B�rger, sich mit Politik
auseinanderzusetzen. Moderne Wahlk�mpfe
beinhalten neue Formen der Mobilisierung
der B�rger. Andererseits gibt es einen lang-
fristigen sozialen Wandel, der zu einer Auf-
l�sung traditioneller Sozialmilieus und zu
einer Erosion traditioneller Loyalit�ten zu
Mitgliederorganisationen generell und den
Parteien im Speziellen gef�hrt hat. Das h�-
here Ausmaß an W�hlerinstabilit�t hat also
auch eine strukturelle Grundlage.

Zur langfristigen Entwicklung des Wechsel-
wahlverhaltens liegen unterschiedliche Be-
funde vor. Einigkeit herrscht aber dar�ber,
dass der Anteil der Wechselw�hler zwischen
den 1960er Jahren und 1987 mit leichten Va-
riationen nach unten und nach oben bei etwa
15 Prozent lag. Das bedeutete umgekehrt,
dass etwa 85 Prozent der W�hlerinnen und
W�hler der Partei, die sie bei der vorangegan-
genen Bundestagswahl gew�hlt hatten, die
Treue hielten. F�r den Wahlkampf der politi-
schen Parteien war dieser hohe Anteil relativ
stabilen Wahlverhaltens ein Grundstock an
W�hlerstimmen, auf den sie bauen konnten.
Dennoch galt auch schon in dieser Zeit, dass
Wechselw�hler entscheidend f�r den Erfolg
einer Partei sein konnten. Bei den Bundes-
tagswahlen 1961 bis 1983 lag der mittlere
Stimmenabstand zwischen alternativen Re-
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gierungskoalitionen bei nur knapp 6 Pro-
zentpunkten, wobei 1961 und 1983 jeweils
ein Hoch von etwa 10 Prozentpunkten Ab-
stand zu verzeichnen war.

Wahlkampfstrategisch bedeutet eine Wieder-
wahlquote von etwa 85 Prozent, dass be-
sondere Anstrengungen in der Wahlwerbung
nur f�r einen kleinen Teil der W�hlerschaft
unternommen werden mussten. Ansonsten
konnten sich die Parteien auf ihre Traditions-
w�hler konzentrieren. Die schnell wach-
senden Anteile an Wechselw�hlern, mit de-
nen sie seit 1987 konfrontiert sind, verschiebt
dieses Verh�ltnis maßgeblich. Seit der Bun-
destagswahl 1987 ist der Anteil der echten
Parteiwechsler kontinuierlich gewachsen und
hat 2005 mit einem Anteil von etwa 34 Pro-
zent seinen vorl�ufigen H�chststand erreicht.
Der Wechselw�hleranteil lag 2005 in den
neuen Bundesl�ndern bei 39, in den alten
Bundesl�ndern bei 33 Prozent. 2002 war der
Anteil echter Parteiwechsler in den neuen
Bundesl�ndern noch knapp 3 Prozentpunkte
niedriger als in den alten Bundesl�ndern.

Werden nicht nur die echten Parteiwechsler
betrachtet, sondern auch diejenigen, die aus
dem Nichtw�hlerlager zu einer Partei ge-
wechselt sind oder umgekehrt, liegt der An-
teil derjenigen, die ihre Pr�ferenz ver�ndert
haben, 2005 sogar bei 47 Prozent.

F�r die politischen Parteien bedeutet der gut
verdoppelte Anteil an Wechselw�hlern eine
besondere Herausforderung. Die Abst�nde
zwischen alternativen Regierungskonstella-
tionen sind im Vergleich zu fr�heren Zeiten
nicht gr�ßer, sondern eher kleiner geworden.
Darauf verweisen knappe Abst�nde wie zum
Beispiel 2002, als die Stimmendifferenz zwi-
schen best�tigter Regierungskoalition aus
SPD und Gr�nen und der alternativen Koali-
tion aus CDU/CSU und FDP lediglich 1,2
Prozentpunkte betrug, oder auch die Bundes-
tagswahl 2005. Damals fehlten der ange-
strebten Regierungskoalition aus CDU/CSU
und FDP nur drei Prozentpunkte f�r eine
Mehrheit; es kam zur Großen Koalition. Der
Anteil flexibler W�hler, die die Partei wech-
seln, ist im Verh�ltnis zu den Margen, die n�-
tig sind, um die Regierungsmehrheit zu er-
langen, extrem angewachsen, der Wett-
bewerb um diese W�hlerstimmen wird immer
wichtiger.

Bei so hohen Anteilen ist es l�ngst nicht mehr
nur die Frage nach den Stimmenanteilen, die
den Ausschlag f�r das Erreichen der Mehr-
heit geben, sondern es geht um Quantit�ten,
die das gewohnte Gr�ßengef�ge des deut-
schen Parteiensystems blitzschnell ver�ndern
k�nnen, wenn eine Partei durch das Wechsel-
wahlverhalten massiv an Stimmen verliert.

Inzwischen ist der Wechselw�hleranteil so
groß, dass die Parteien in einem Spagat zwi-
schen kleiner werdenden, aber noch nicht be-
deutungslosen Stammw�hlerschaften und
wachsenden Anteilen von Wechselw�hlern
ihre Wahlk�mpfe gestalten m�ssen.

Parteiwechsler zwischen den Wahlen machen
aber bei weitem noch nicht alle Wechselbe-
wegungen der W�hler aus. F�r die Parteien
besonders schwierig d�rfte sein, dass es zwi-
schen der Vorwahlzeit und dem Wahltag
einen betr�chtlichen Anteil an W�hlern gibt,
die sich kurzfristig umorientieren. Zwar
kann dies auch als ein gutes Zeichen f�r die
Sinnhaftigkeit von Wahlk�mpfen und damit
f�r die Mobilisierungsanstrengungen der Par-
teien angesehen werden. Wahlk�mpfe wirken
offensichtlich auf die W�hler und bringen sie
in Bewegung. Aber den Parteien d�rften ne-
ben Stammw�hlern wohl Re-Mobilisierungs-
erfolge am liebsten sein, mit denen sie die
W�hler doch wieder f�r sich gewinnen, die in
der Vorwahlzeit unentschieden sind oder be-
absichtigen, einer anderen Partei ihre Stimme
zu geben als der bei den vorangegangenen
Wahlen.

Das WZB hat zu den Bundestagswahlen 2002
und 2005 jeweils Wahlstudien mit repr�sen-
tativen W�hlerumfragen vorgelegt. Dabei
wurden die Befragten vor der Wahl nach ih-
rer Wahlabsicht und nach der Wahl nach der
tats�chlich abgegebenen Stimme gefragt.
Weiterhin sollten die Befragten �ber ihr
Wahlverhalten bei der jeweils vorangegange-
nen Bundestagswahl Auskunft geben. Damit
l�sst sich nachzeichnen, welche Bedeutung
Re-Mobilisierung und Wechselwahl in der
Wahlkampfzeit hatten. Es zeigt sich, dass der
Anteil der W�hler, die sich re-mobilisieren
lassen, mit etwa 6 Prozent (2002) bzw. 9 Pro-
zent (2005) zwar nicht unbetr�chtlich ist,
sich aber im Vergleich zu denjenigen, die
keine konstanten Parteipr�ferenzen haben,
relativ gering ausnimmt.

2002 wiesen 43 Prozent, 2005 dann 51 Pro-
zent der W�hler keine kontinuierlich kons-
tanten Pr�ferenzen zu der Partei auf, die sie
bei der vorangegangen Wahl gew�hlt hatten.
Ohne die Re-Mobilisierten, die ja auch kurz-
fristig ihre Pr�ferenz zwischen Vorwahlzeit
und Wahltag �nderten, aber zu ihrer vormals
gew�hlten Partei zur�ckkehrten, wechselten
zwischen Vorwahlzeit und Wahltag 2002
etwa 16 Prozent noch die Parteipr�ferenz, bei
der Bundestagswahl 2005 waren es sogar 24
Prozent. Diese hohen Anteile von Kurz-
fristwechslern machen nicht nur den Institu-
ten, die Wahlprognosen erstellen, Schwierig-
keiten. F�r Parteien und Politiker bedeutet es,
dass sie sich in ihren Wahlk�mpfen strate-
gisch darauf einrichten m�ssen, dass sie es
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Summary

Floating Voters

The number of floating voters rea-
ched an all-time high in the Ger-
man federal parliamentary elec-
tions of 2005. From 1987 on, the
proportion has grown steadily from
15 to 34 percent of the total vote.
WZB election studies on the Bun-
destag elections of 2002 and 2005
also show that 40 to 50 percent of
the voters change their preferences
in the course of the election cam-
paign. Political parties are facing
the dilemma of having to campaign
for both the still considerable num-
ber of stable voters and the in-
creasing number of floating voters.
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mit fast einem Viertel der W�hlerschaft zu
tun haben, das sich im Wahlkampf f�r die
eine oder andere Partei gewinnen l�sst.

F�r die wahlkampfstrategische Ausrichtung
der Parteien ist die Antwort auf die Frage
nach den Ursachen f�r wechselndes Wahl-
verhalten von vitalem Interesse. Sind es klar
abgrenzbare Bev�lkerungsgruppen, k�nnen
die Parteien ihnen im Wahlkampf besondere
Angebote unterbreiten und versuchen, sie f�r
sich zu gewinnen. Derzeit sind politische Erd-
rutsche in Deutschland noch selten, immer
noch entscheiden relativ kleine Unterschiede
im Stimmenanteil, wer die Regierungsmacht
gewinnen kann. Wechselw�hler f�r sich zu
gewinnen wird damit zu einer zentralen Vo-
raussetzung f�r den Einzug in das Kanzler-
amt. Aber die Gr�ßenordnung des Wechsel-
w�hleranteils macht deutlich, dass es poten-
ziell f�r die Parteien um mehr gehen kann als
das Verfehlen der Mehrheit: n�mlich um Ver-
schiebungen der Gr�ßenordnungen im Par-
teiensystem insgesamt.

Nicht nur vor diesem Hintergrund, sondern
auch aus demokratietheoretischer Perspek-
tive ist die Frage danach, wer die Wechsel-
w�hler sind, von Interesse, weil sich hieraus
indirekt ableiten l�sst, ob das Wechselw�hlen
eine fruchtbare Bereicherung der Demokratie
ist. In der politikwissenschaftlichen Debatte
wird davon ausgegangen, dass rational be-
gr�ndetes Verhalten positiv f�r den demo-

kratischen Prozess ist, also zum Beispiel ein
Parteiwechsel, der sich aus der abw�genden
Beurteilung der Angebote der politischen Par-
teien ergibt. Solche rationalen Abw�gungen
verst�rken den politischen Wettbewerb und
geben den Parteien Anhaltspunkte, wie auf
W�hlerw�nsche zu reagieren ist.

Auch wenn den Parteien gr�ßere stabile W�h-
lerbasen vermutlich lieber w�ren als die ho-
hen Anteile an Wechselw�hlern, l�sst sich zu-
mindest feststellen, dass Wechselwahl nicht
grundlos geschieht. So m�ssen Parteien �ber-
proportional unter denjenigen mit Abwan-
derung rechnen, die die Leistung der Partei,
die sie bei der vorangegangen Wahl gew�hlt
hatten, schlechter beurteilen als der Durch-
schnitt. Auch eine als negativ wahrgenom-
mene Regierungsleistung ist ein Grund f�r
Wechselwahlverhalten. Wird die Leistung der
Regierung unterdurchschnittlich bewertet, ist
der Anteil der Abwanderer besonders groß.

Wechselwahl hat also einen rationalen Kern.
Die wahrgenommene Leistung der politi-
schen Akteure ist dabei eine zentrale Gr�ße.
Dazu passt das Ergebnis, dass Wechselw�hler
deutlich h�ufiger unter besser Gebildeten ver-
treten sind als unter weniger gut gebildeten
B�rgern. Dar�ber hinaus ist eine h�here Fle-
xibilit�t des Wahlverhaltens bei den unter 30-
J�hrigen und denjenigen ohne Organisations-
bindung (etwa an Gewerkschaften) zu ver-
zeichnen. Zusammen mit dem Befund, dass
die J�ngeren den Organisationen fernbleiben,
ist das ein Hinweis auf Individualisierungs-
prozesse und die Erosion traditioneller Mi-
lieus.

Der soziale Wandel wird weiter dazu bei-
tragen, dass traditionelle Sozialmilieus ver-
schwinden, formale Mitgliedschaften in Or-
ganisationen wie Gewerkschaften oder Par-
teien eher zur�ckgehen als steigen und dass
der durchschnittliche Bildungsgrad der Be-
v�lkerung w�chst. Es spricht also wenig f�r
einen R�ckgang der seit 1987 stark ge-
stiegenen Anteile an Wechselw�hlern. F�r die
politischen Parteien scheint es daher ange-
raten zu sein, sich darauf einzustellen, Wahl-
k�mpfe auch darauf auszurichten, den flexib-
len W�hlerinnen und W�hlern politische An-
gebote zu unterbreiten und diese mit einem
H�chstmaß an Leistungsqualit�t zu fundie-
ren.

Bernhard Weßels
Abteilung „Demokratie: Strukturen, Leistungsprofil
und Herausforderungen“
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